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Offener Brief an die Landesregierungen und die Bundesregierung 

Bürgerinitiativen sagen „Nein!“ zur geplanten Einschränkung der Rechte 

der Kommunen beim Mobilfunkausbau!  
Anerkennung der EU-Empfehlungen für eine Politik der Minimierung der Strahlenbelastung auch in 

Deutschland! 

 

Die unterzeichnenden Organisationen, die mehr als 100 Bürgerinitiativen repräsentieren, fordern die Landesregierungen 

von Bayern und Baden-Württemberg auf, ihre Pläne, durch Änderungen der Landesbauordnung die Rechte der 

Kommunen beim Aufbau von Mobilfunkmasten weiter einzuschränken, zu stoppen.
1
 Laut Gesetzentwürfen vom Oktober 

2022 soll die Verfahrensfreiheit für Antennenanlagen erheblich erweitert werden. Diesen Angriff auf die Mitspracherechte 

der Kommunen hat der Deutsche Städtetag noch im Januar 2022 abgelehnt.
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 Bürgermeister und Gemeinderäte sollten 

diese Entrechtung nicht hinnehmen. Die Einschränkungen betreffen allerdings nur die baurechtliche Ebene.  

 

Recht auf erweiterten Immissionsschutz bleibt bestehen! 

 

Die mediale Botschaft, Kommunen hätten nun keine regulierenden Rechte mehr, ist irreführend. Die Beteiligung der 

Kommunen über das Baurecht soll weitestgehend abgeschafft werden, aber ihr Recht auf einen erweiterten Immissions-

schutz nach der 26. BImSchV (Bundesimmissionsschutzverordnung) bleibt unverändert bestehen. Im § 7a dieser 

Verordnung ist festgelegt, dass die Kommunen rechtzeitig über die Ausbaupläne der Netzbetreiber und die Möglichkeit 

zur Mitwirkung informiert werden müssen. Das Recht der Kommune, mit Mobilfunkvorsorgekonzepten und Standort-

alternativen eine Strahlungsminimierung und Gesundheitsschutz umzusetzen, bleibt also bestehen. Dies muss aber auch 

für die sog. „mobile Masten“ gelten, deren Errichtung zukünftig bis zu 2 Jahre genehmigungsfrei möglich sein soll.  

 

Dem Vorpreschen von Grünen & CDU in Baden-Württemberg und der CSU in Bayern wollen andere Bundesländer folgen. 

Noch 2020 haben die Fachkommissionen der Ministerkonferenz diese Art der kalten Entrechtung der Kommunen und 

dem Freibrief zur Stadtbildverschandelung durch Hausdachanlagen mit bis zu 15 m Höhe abgelehnt.
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Diese Pläne stehen auch im Gegensatz zur bisherigen Rechtsprechung,
4
 der verfassungsrechtlich geschützten 

Gemeindeautonomie (Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG),
5
 dem Dialogverfahren nach §7a der 26. BImSchV und der Pflicht der 

Kommunen zur Gesundheitsvorsorge. Sie stehen zudem im Gegensatz zu den neuesten Empfehlungen und Warnungen 

europäischer Gremien und zur Studienlage über die Risiken der Mobilfunkstrahlung: 

 

 Der Technikfolgenausschuss des EU-Parlaments publizierte 2021 die STOA-Studie, die feststellt: Mobilfunk-

strahlung mit den bisher verwendeten Frequenzen und Techniken ist gesundheitsschädlich, deshalb darf ohne 

weitere Forschung und Technikfolgenabschätzung 5G nicht in Betrieb genommen werden.
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 Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) warnt in seiner Stellungnahme vom März 2022, 

veröffentlicht im Amtsblatt der EU, vor „elektromagnetischer Verschmutzung“ und fordert eine strenge Kontrolle der 

Strahlenbelastung, um „den Schutz der Interessen der Bürger und insbesondere der Risikogruppen (Kinder, Schwangere, 

chronisch kranke Personen, ältere Menschen, Menschen die unter Elektrosensibilität leiden) zu gewährleisten.“
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Gefordert wird die Stärkung der Rechte der Bürgerinnen und Bürger bei der Einwilligung zur Aufstellung von 

Antennen. 

 Der neueste Studienüberblick (Review) von Balmori (2022) dokumentiert, dass die Mehrzahl der Studien zu 

Sendeanlagen Gesundheitsrisiken für die Bevölkerung nachweisen.
8
  

 Die Internationale Kommission für biologische Auswirkungen elektromagnetischer Felder (ICBE-EMF)
9
, besetzt 

mit weltweit führenden Experten, weist in ihrer neuen Veröffentlichung nach, dass die geltenden Grenzwerte keiner-

lei medizinische Schutzfunktion haben, fordert neue Schutzregelungen und die Anwendung des Vorsorgeprinzips.  

 Der Technikfolgenausschuss des Deutschen Bundestages warnt in seinem Bericht von 2022 zum Energieverbrauch 

der IKT-Technologie, dass der Energiebedarf der Netze und Geräte ohne Eingreifen des Staates bis 2030 um 300 % 

steigt: „Die Annahmen für das Worst-Case-Szenario scheinen weiterhin plausibel, sodass ein Anstieg des Energiebedarfs 

auf maximal 58,5 TWh/a (von 22 TWh/a in 2022, d. Verf.) für 2030 denkbar erscheint“ (S.27).
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Wir fordern die Berücksichtigung der Ergebnisse dieser Dokumente beim Aufbau der Mobilfunk-Infrastruktur. Wenn nun 

den Kommunalverwaltungen durch die geplanten Regelungen fälschlicher Weise suggeriert wird, sie könnten und sollen 

eh´ nicht beim Bau von Sendeanlagen mitreden, zerrüttet dies das Vertrauen der Bevölkerung in staatliche Institutionen 

nachhaltig, v.a. wenn ihnen erst die Bürgerinitiativen vor Ort wieder erklären müssen, welche Handlungsspielräume eine 

Kommune hat.
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Wir fordern die Regierungen auf, die geplante Entrechtung der Kommunen zugunsten der umweltzerstörenden 

Wachstums- und Konsumstrategie der Mobilfunkbetreiber fallen zu lassen und stattdessen endlich gesetzliche 

Regelungen
12

 zum Schutz vor nicht-ionisierender Strahlung und zur Minimierung der Strahlenbelastung zu 

verabschieden und damit auch den steigenden Energieverbrauch zu stoppen.  

 

Wir rufen alle kommunalen Entscheidungsträger und Bürgerinnen und Bürger auf, diese beabsichtigte Entrechtung 

abzulehnen und weiterhin die Beteiligung entsprechend § 7a der 26. BImSchV einzufordern. Wir fordern:  

 

 Die Wahrung und Stärkung der Rechte der Kommunen beim Ausbau der Mobilfunk-Infrastruktur 

 Die Übernahme der Kosten der Alternativen-Prüfung bei der Aufstellung von Sendeanlagen aus den 

Versteigerungserlösen! 

 Den sofortigen lückenlosen Ausbau des Glasfasernetzes bis zum letzten Alm-Bauernhof 

 Eine Politik der Strahlenminimierung durch ein Netz für alle Anbieter, nationales Roaming, die Anwendung 

alternativer Technologien (z.B. LiFi / VLC) und Schutzzonen für sensible Personengruppen 

 Die Trennung der Indoor- und Outdoorversorgung zum Schutz der Wohnungen vor ungewollter Durchstrahlung 

 Eine Neufestsetzung der Grenzwerte nach den medizinisch-biologischen Kriterien der ICBE-EMF (Internationale 

Kommission für biologische Auswirkungen elektromagnetischer Felder)  

 Die Durchsetzung ökologischer und energiesparender Kriterien beim Ausbau der IKT-Technologie  

 

01.11.2022, die unterzeichnenden Organisationen:  

 

Bündnis Verantwortungsvoller Mobilfunk Deutschland (bvmde) e.V., Diagnose:funk e.V., Europäische 

Bürgerinitiative Stop 5G – Verbunden, aber geschützt, Mobilfunk Bürgerforum e.V.  

 

Korrespondenz: Jörn Gutbier, Vorsitzender diagnose:funk, kontakt@diagnose-funk.de 
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